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Das Gebührenäquivalent oder die Steuer auf das 
Vermögen der todten Hand. 
Von Theodor Eglauer. 
II. 


In Nummer 35 des vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift habe 
ich mir vorgenommen, die Veränderungen, welche das Gebührenäqui⸗ 
valent in Oeſterreich zufolge des Geſetzes vom 13. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 89, erfahren hat, in einem zweiten Artikel darzuſtellen; 
dieſelben find nicht allein von großer Bedeutung für den praktiſchen 
Erfolg dieſer Abgabe, fondern auch principiell höchſt wichtig und ver⸗ 
dienen, insbeſondere die in Europa ganz vereinzelt daſtehenden Beſtim⸗ 
mungen hinſichtlich des Gebührenäquivalents vom beweglichen Vermögen 
der todten Hand, die Aufmerkſamkeit aller ſich mit Steuerfragen befchäf- 
tigenden Kreiſe. 

Wie bekannt, waren es hauptſächlich finanzielle Motive, welche 
im Jahre 1862 die öſterreichiſche Regierung bewogen, im Reichsrathe 
den Entwurf eines Geſetzes, betreffend „einige Abänderungen der Geſetze 
vom 9. Februar und 2. Auguſt 1850“, einzubringen. Dieſe Regierungs⸗ 
vorlage bezweckte eine Mehreinnahme von 9 bis 10 Millionen Gulden 
und erhielt in allen weſentlichen Punkten die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
rathes; ja deſſen Beſchlüſſe gingen zum Theile über die Anträge der 
Regierung hinaus, wie insbeſondere hinſichtlich des Gebührenäquivalents 
von Actienunternehmungen und Erwerbsgeſellſchaften durch die Erhöhung 


des Ausmaßes von 1 auf 3 Percent), ſowie durch die Beſeitigung 
des Unterſchiedes zwiſchen fruchtbringendem und todtem keine Rente ab⸗ 
werfenden) unbeweglichen Vermögen. 

Das am 13. December 1862 ſanctionirte Geſetz ſollte urſprüng⸗ 
lich nur für die Dauer des Verwaltungsjahres 1863 gelten, um ſodann 
einer gründlichen Reform des Gebührengeſetzes zu weichen; deſſen 
Wirkſamkeit wurde jedoch ſeitdem Jahr für Jahr verlängert und durch 
die nachfolgenden Gebührennovellen vom 29. Februar 1864, R. G. Bl. 
Nr. 20, ſowie vom 8. März 1876, R. G. Bl. Nr. 26, nur un⸗ 
bedeutend modificirt. (Siehe die Anmerkung 1.) Das gedachte Geſetz 
bildet daher noch heutzutage die Hauptquelle des geltenden Rechtes hin- 
fichtlich des Gebührenäquivalents in Oeſterreich. 

Durch dasſelbe wurde das Gebührenäquivalent nicht allein auf 
ſolche unbewegliche Sachen ausgedehnt, welche keine Rente gewähren, 
und das Ausmaß desſelben vom unbeweglichen Vermögen äquivalent⸗ 
pflichtiger Perſonen überhaupt auf 3 Percent erhöht, ſondern auch, wie 
geſagt, auf das unbewegliche Vermögen von Actienunternehmungen und 
Erwerbsgeſellſchaſten auf längere Dauer als 15 Jahre gelegt. 

Am meiſten in's Gewicht fiel jedoch die Ausdehnung des 
Gebührenäquivalents auf das bewegliche Vermögen der juriſtiſchen 
Perſonen und die Erhöhung des durch die kaiſ. Verordnung vom 
17. Mai 1859, R. G. Bl. Nr. 89, mit 15 Percent beſtimmten 
außerordentlichen Zuſchlages auf 25 Percent von allen Percentual⸗ 
gebühren, ſomit auch des Gebührenäquivalents von beweglichen und 
unbeweglichen Sachen.?) 

Da uns für dieſe Ausdehnung der Steuer auf das Vermögen 
der todten Hand eine eingehende ſachliche Begründung in den Motiven 
der Regierungsvorlage ſehlt, ſo müſſen wir aus dem Berichte des hier⸗ 
über vom Abgeordnetenhauſe eingeſetzten Ausſchuſſes entnehmen, daß 
dieſer geſetzlichen Verfügung die Idee zu Grunde lag, „dem Staate dafür 
einen Erſatz zu bieten, daß eine Sache (gleichviel ob unbeweglich oder 
beweglich) in dem Beſitze einer ſolchen juriſtiſchen Perſon oder Geſell⸗ 
ſchaft ſei und ihm deshalb die Gebühr für Uebertragungen unter 
Lebenden und auf den Todesfall entzogen werde.“ 

Dieſe Begründung enthält zugleich die Rechtfertigung für den 
mäßigeren Gebührenſatz bei beweglichen Sachen, indem das Gebühren⸗ 
äquivalent vom unbeweglichen Vermögen nicht nur als Ergänzung der 
Erbſchaftsſteuer, ſondern auch als Surrogat der Gebühren vom Immo— 
bilarverkehr unter Lebenden zu dienen hat. 

Was letztere Unterſtellung anbetrifft, habe ich die Verkehrtheit 
dieſer Auffaſſung des Gebührenäquivalents bereits in Nr. 34 des 
vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift dargethan. Ob die Begründung 
desſelben als Aequivalent der Erbſchaftsſteuer ſtichhältig ſei, 


) Welches Ausmaß aber durch das Geſetz vom 29. Februar 1864, 
R. G. Bl. Nr. 20, (8 22) wieder auf 1¼ Percent herabgeſetzt wurde. 

Tirol und Vorarlberg blieben nach wie vor vom a. o. Zuſchlage ver⸗ 
ſchont. (Finanzminiſterial⸗Erlaß vom 18. Februar 1863, Z. 6691, Innsbrucker 
Beilage zum Verordnungsblatte Nr. 4.) 


ſoll im Nachſtehenden auseinandergeſetzt werden; jedoch ſei es mir 
geſtattet, hiezu etwas weiter auszuholen. 

Die Steuer von Vermächtniſſen und Erbſchaften iſt die finanziell 
ergiebigſte Anfallsſteuer, mit welchem gemeinſchaftlichen Namen ich 
die in Oeſterreich ſo genannten „Gebühren von unentgeltlichen Rechts⸗ 
geſchäften“ (worunter auch die Geſchenke unter Lebenden gehören), ſowie 
die Spielgewinnſtſteuern bezeichnen möchte.?) Die Anfallsſteuern haben 
nun das gemeinſame Merkmal, daß ſie Einkünfte zur Beſteuerung 
heranziehen, welche dem Erwerber ganz oder beinahe ohne wirth— 
ſchaftliche Gegenleiſtung zufallen. Dieſes Merkmal trifft natürlich 
beim Vermögen der todten Hand inſoferne gar nicht zu, als wenigſtens 
nach den öſterreichiſchen Gebührenvorſchriften, Geſchenke, Legate und 
Erbſchaften, ſowie Spielgewinnſte, welche einer juriſtiſchen Perſon zu— 
fallen, der ordentlichen Vermögensübertragungsgebühr unterliegen. 

Abgeſehen hievon iſt vom einſeitig juriſtiſchen Standpunkte aus 
die Behauptung aufgeſtellt worden, daß das Erbrecht (ſowie das 
Eigenthum überhaupt und uamentlich die Beſitzfähigkeit der todten Hand) 
lediglich ein Zugeſtändniß der Staatsgewalt ſei, indem dieſe einerſeits 
die Bedingungen feſiſtellt, unter welchen eine Perſon über ihr Vermögen 
auf den Todesfall verfügen könne (Teſtirfähigkeit, Teſtamentsfreiheit), 
andererſeits gewiſſe Perſonen (die Verwandten unbeſchränkt oder bis zu 
einem beſtimmten Grade) ex lege zur Uebernahme des von einer ohne 
Teſtament verſtorbenen Perſon hinterlaſſenen Vermögens beruft (Inteſtat— 
erbfolge). Sowie alſo die Staatsgewalt das Erbrecht eingeſetzt und 
geregelt (beziehungsweiſe die Beſitzfähigkeit der todten Hand zugeſtauden) 
hat, könne ſie dieſelbe auch wieder einſchränken und ſelbſt ganz aufheben. 
Hienach würde die Erbſchaftsſteuer ihres Charakters als „Steuer“ 
beraubt und gerade ſo wie das Recht des Staates auf den erbloſen 
Nachlaß zum nothwendigen (?) Ergänzungsgliede der modernen Erb— 
rechtsordnung! ) 

Die Geſetzgeber des öſterreichiſchen Gebührengeſetzes vom 9. Februar 
1850, R. G. Bl. Nr. 500, ſcheinen einer ähnlichen Anſicht gehuldigt 
zu haben, was aus nachſtehenden, dem Motivenberichte hiezu eutuommenen 
Zeilen gefolgert wird ): „Bei Erbſchaften und Vermächtniſſen tritt es 
am deutlichſten zu Tage, daß deren Erwerbung nur durch Hilfe des 
Staates und der von ihm aufgeſtellten Behörden zu erlangen iſt. Da- 
durch und nachdem es ſich dabei ſtets um einen Zuwachs am Vermögen 
ohne eine Gegenleiſtung handelt, wird es auch vollkommener gerecht— 
fertigt, daß dieſe Vermögenserwerbungen nach höheren Percenten als 
andere Vermögensübertragungen in die Beſteuerung einbezogen werden.“ 


Eine derartige doppelte Rechtfertigung der Erbſchaftsſteuer hat ö 
gewiß Manches für ſich; allein näher beim Lichte betrachtet, ſtellt ſich jene 


Begründung derſelben auf dem volkswirthſchaftlichen Satze „Leiſtung um 
Gegenleiſtung“ als unzureichend, dieſe aus dem juriſtiſchen Geſichtspunkte 
der „Ergänzung der Erbrechtsordnung“ als ſophiſtiſch dar. Man erwäge 
Folgendes: Beim Todesfalle eines Individuums (Wirthſchaftsſubjectes“ 
hört deſſen perſönliche Erwerbs- und Steuerfähigkeit auf; es bleiben 
nur die von demſelben erwirthſchafteten oder ihm ſelbſt zugefallenen 
Güter übrig, welche nun, ihres Subjectes beraubt. 
Willen des Erblaſſers, theils nach jenem der Staatsgewalt (geſetzmäßig) 
den Erben, beziehungsweiſe den Legataren eingeantwortet werden. Die 
von einer Perſon hinterlaſſenen Güter werden entweder ſolche ſein, 
welche einen Ertrag abwerfen (rentirende), oder ſolche, welche blos zum 
perſönlichen Gebrauche dienen (Nutzvermögen). Jene werden in der 
Regel beſteuert ſein, dieſe nicht. 

Worin liegt nun, frage ich, die innere Berechtigung, von Gütern, 
welche ohnehin den regelmäßig fortlaufenden (ordentlichen), auch durch 
den Wechſel des Beſitzers nicht unterbrochenen Eintragsſteuern unter- 
liegen, aus Anlaß des Erbganges eine Vermögensſteuer einzuheben? 
Etwa in dem Umſtande, daß ſich die Perſon des Steuerzahlers 
ändert? Dieſer Umſtand iſt für die Gemeinwirthſchaft abſolut irrelevant. 
Und doch will man die Erbſchafts- und überhaupt alle Anfallsſteueru 


8) Dieſe Steuern werden nebſt einigen anderen, praktiſch unbedeutenden 
Abgaben aus Anlaß zufälliger Wertherhöhung gewiſſer Güter von der Theorie 
als Steuern von Conjectursgewinnſten bezeichnet; an dieſem Sammel⸗ 
namen iſt jedoch auszusetzen, daß ſowohl Geſchenke als Vermächtniſſe und Erb⸗ 
ſchaften einen von außen hinzutretenden Vermögenszuwachs und nicht eine 
innere Werthserhöhung desſelben bedeuten, wie es im Worte „Conjectur“ liegt. 

) Vgl. hiezu die §8 482 — 484 der „Allgemeinen Steuerlehre“ von 
Prof. Adolph Wagner. 

) Siehe die Beilage (Miniſtervortrag, zu R. G. Bl. Nr. 50 ex 1850. 


theils nach dem 
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damit wiſſenſchaftlich begründen, weil jede Erbſchaft, beziehungsweiſe 
jedes Geſchenk und jeder Gewinuſt einen Vermögenszuwachs ohne wirth⸗ 
ſchaftliche Gegenleiſtung bedeute! f 

Wohlan, die Erbſchaftsſteuer von Verlaſſenſchaftsgegenſtänden, 
welche blos zum perſönlichen Gebrauche zu dienen beſtimmt ſind und 
zeitlebens des Erblaſſers unbeſteuert waren, ließe ſich auf dieſe Weiſe 
ganz gut rechtfertigen“), aber mehr nicht. Denn eine Vermögensſteuer 
hat nur dann eine volkswirthſchaftliche Grundlage, wenn fie die Ein⸗ 
kommenſteuer (im weiteſten Sinne dieſes Wortes) zu erſetzen geeignet 
iſt. Dieſer Anforderung entſpricht aber eine neben den Ertragsſteuern 
beſtehende Erbſchaftsſteuer keineswegs. 

Noch weniger als dieſe Begründung der Erbſchaftsſteuer leuchtet 
mir deren ju riſtiſche Auffaſſung als Glied der ganzen Erbrechts— 
ordnung ein. 

Das Erbrecht iſt eine Conſequenz des Eigenthumes. Aus der 
Beſteuerung dieſes folgt aber keineswegs nothwendig die Beſteuerung 
des Anfalls im Erbgange, ſondern einzig und allein die Beſteuerung 
des neuen Eigenthumes, indem das Eigenthum überhaupt nur durch 
Erbfolge über die Dauer eines Menſcheulebens fortgeſetzt werden kann. 
Daß dem ſo ſei, kann aus der Richtigkeit der Behauptung entnommen 
werden, daß der Staat, je mehr er die Verlaſſenſchaften beſteuert, deſto 
weniger aus der Beſteuerung des Eigenthumes zieht. Er kaun ſomit 
nur entweder aus dem Eigenthume oder aus dem Erbanfalle 
Steuern ſchöpfen, oder theils aus dieſem, theils aus jenem. 
Hieraus folgt die übrigens banal ſcheinende Wahrheit: Die Noth— 
wendigkeit einer Steuer iſt in der Unzulänglichkeit der übrigen Steuern 
(in einem beſtimmten Gemeinweſen) begründet. Wenn der Staat das 
Einkommen aus dem Beſitze richtig und genügend zu beſteuern im Stande 
wäre, könnte er der Erbſchafts- und anderer Anfallsſteuern vollſtändig 
entrathen; fehlt ihm hiezu jedoch entweder die Gelegenheit oder die 
Kraft, ſo muß er — um der Allgemeinheit und Gleichmäßigkeit der 
Beſteuerung willen — die ihm zeitlebens des Beſitzers entſchlüpften 
Steuertheile gelegentlich des Todesfalles im Wege einer Vermögens- 
ſteuer an ſich ziehen. So bildet dann die Erbſchaftsſteuer gerade fo wie 
das Erbrecht gegenüber dem Eigenthum die Krönung des Steuerſyſtems, 
den Schlußſtein zum Ausbaue des gemeinwirthſchaftlichen Gebäudes, 
welches Staat genannt wird. 

Die Erbſchaftsſteuer — und mit ihr das Gebührenäqui— 
valent — iſt alſo lediglich als Steuer aufzufaſſen und als ſolche 
im Zuſammenhange des ganzen Steuerſyſtems eines Staates mit dem 
Hinweiſe auf die Mängel der übrigen Steuern zu er— 
klären. 

Vermögen und Einkommen dienen dem Individuum, in deſſen 
Beſitze ſie ſich befinden, theils zum perſönlichen Genuſſe, theils zur 
Erhaltung des Vermögensſtandes, theils zur Anſammlung (Capitali— 
firung) neuer Vermögensbeſtandtheile. Die Verwendung derſelben 
zur Erhaltung des Vermögensſtammes ſoll nach einem allgemein 
anerkannten volkswirthſchaftlichen Grundſatze nicht beſteuert werden. Die 
Verwendung derſelben zum perſönlichen Genuſſe ſoll durch die beſtehenden 
Verbrauchs- (Confum-) Steuern, beziehungsweiſe durch Luxusſteuern 
getroffen werden. Die Anſammlung neuer Vermögensbeſtandtheile ſoll 
durch die verſchiedenen directen (Ertrags-, Erwerbs- und Einkommen-) 
Steuern belaſtet werden.“) 

Geſchieht dies nun Alles auch thatſächlich, und zwar, wie es die 
Wiſſenſchaft fordert, in allgemeiner und gleichmäßiger Weiſe? 
Nein, nicht einmal annäherungsweiſe. Die Conſumſteuern treffen Arme 
ebenſo gut oder eigentlich fo ſchlecht wie Reiche, nach einem ungerecht- 
fertigten Durchſchnittsmaße, alſo in der Wirkung ungefähr wie eine 
Kopfſteuer. Die verſchiedenen directen Steuern erfaſſen nur das vor 
Aller Augen, offen daliegende Einkommen, namentlich dasjenige aus 
Grund⸗ und Häuſerbeſitz, während fie das Einkommen aus den beweg⸗ 
lichen Gütern, insbeſondere aus Geldcapitalien aus naheliegenden 
Gründen freilaſſen müſſen. 

Gewiſſe, gerade die bedeutendſte Steuerkraft repräſentirende Ein⸗ 
kommensquellen, wie die (in⸗ und ausländiſchen) Staatsrententitel, gehen 
für die Beſteuerung in Wirklichkeit gänzlich verloren. Ja, es iſt gewiſſen 


e) Hieraus iſt weiter zu folgern, daß die Exemtion des keine Rente 
gewährenden Vermögens der todten Hand auch in dieſer Beziehung ungerecht⸗ 
fertigt wäre. 

) Vgl. hiezu die Ausführungen Schäffle's in ſeinem Werke „Grundſätze 
der Steuerpolitik“. 


Leuten mit der Steuerſchraube auf directem Wege überhaupt gar nicht 


beizukommen. So kann z. B. die in Oeſterreich eingeführte Coupon⸗ 
ſteuer auf Staatsſchuldverſchreibungen ſelbſt jetzt (nachträglich) durchaus 
nicht gebilligt werden; denn ſie hat urſprünglich die Inhaber derſelben 
um einen Werthbetrag, welcher dem capitaliſirten Steuerbetrage gleich⸗ 
kommt oder dieſen vielleicht ſogar überſteigt, verkürzt, hiedurch die 
contractlich eingegangenen Verpflichtungen des Staates verletzt und den 
Staatscredit auf viele Jahre in empfindlicher Weiſe geſchädigt. Für die 
Rechtsnachfolger der auf dieſe Weile betroffenen Renteninhaber jedoch 
iſt die Steuer ſo gut wie wirkungslos geblieben, indem fie die Staatsſchuld— 
verſchreibungen blos für einen um den gedachten Capitalsbetrag ver- 
minderten Preis übernahmen. Bei neu zu begebenden Rententiteln wird 
eine den Erwerbern drohende Rentenſteuer ebenſo einfach durch An- 
rechuung derſelben im Uebernahmscurſe von vorneherein abgewälzt. 
Bei ausländiſchen Staatspapieren iſt ohnehin jeder directe Steuereingriff 
unmöglich, und eine anders geſtaltete Einkommenſteuer von derlei 
Staatsſchuldenzinſen als die Couponſteuer hat ſich nirgends praktiſch 
bewährt. 

Die Allgemeinheit der Steuerlaſt iſt demnach ein Phantom; 
nichts Anderes iſt die Gleichmäßigkeit derſelben. Ueberdies gibt es 


hunderterlei Fälle, in denen die Gerechtigkeit und Billigkeit einer Steuer 


— mag dieſe auch nach den theoretiſch richtigſten Grundſätzen der Wiſſen⸗ 
ſchaft aufgetheilt worden ſein — in der Praxis durch die Ueberwälzung 
in Frage geſtellt wird, da, wie es die tägliche Erfahrung lehrt, oft 
ganz andere Perſonen, oder dieſelben Perſonen, aber in ganz anderen 
Verhältniſſen, als fie der Geſetzgeber vorausſetzte, die Steuer entrichten 
müſſen. Die Erbſchaftsſteuer hätte daher — ſelbſt unabwälzbar — 
den hohen Beruf, gegen die dargeſtellten Unbilligkeiten in dem beſtehenden 
Steuerſyſtem eines Staates ausgleichend zu wirken. 8) 

Daß die in Oeſterreich beſtehenden „Gebühren für unentgeltliche 
Vermögensübertragungen“ dieſen ihren Beruf nicht erfüllen, wird wohl 
keinem in die Verhältniſſe Eingeweihten zweifelhaft ſein. In Folge der 
gedachten Uebertragungsgebühren ſind die Unbilligkeiten der übrigen 
Beſteuerung keineswegs vermindert, ſondern im Gegentheile noch vermehrt 
worden. Dieſelben treffen eben auch blos das offenkundige Vermögen. 
Die unentgeltliche Uebertragung von Realitäten, welche ohnedies mit 
ordentlichen Steuern überlaſtet ſind, unterliegt außer der allgemeinen 
11 ‚percentigen, beziehungsweiſe 5percentigen und 10percentigen Erbs— 
oder Schenkungsgebühr noch einer Extraabgabe in Geſtalt eines 17/85 


percentigen ?) Zuſchlages; ja für die Uebernahme eines überſchuldeten 


Anweſens ſelbſt ſeitens eines Descendenten des Uebergebers (unter 
Lebenden) muß dieſelbe 4° zpercentige °) Immobilargebühr, wie für 
einen lucrativen Realitätenkauf entrichtet werden. 

Zu unſerem eigentlichen Thema zurückkehrend, ſoll alſo das 
Gebührenäquivalent gleich den Erbſchaftsſteuern ein Ergänzungsglied des 
übrigen mangelhaften Steuerſyſtems bilden, und zwar in der Weiſe, daß 
von den zur Capitalsbildung verwendeten Einkommensbeſtandtheilen 
posticipando eine der angeſammelten Steuerkraft entſprechende Abgabe 
eingehoben wird Allerdings beſteht zwiſchen dem Gebührenäquivalente 
und der Erbſchaftsſteuer der Unterſchied, daß dieſe von Fall zu Fall, 
jene Abgabe aber periodiſch eingehoben wird, welcher Unterſchied jedoch 
keineswegs derart iſt, daß er nicht durch die Einrichtung beider Abgaben 
paralyſirt werden könnte. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Die Enutſcheidungen der Adminiſtrativorgane über gelegte 

Gemeinderechnungen ſind im Rechtswege nicht aufechtbar. — b) 

Die Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung über Mechnungs- 
proceſſe (§§ 100 u. ff.) greifen diesfalls nicht platz. 

Die Klage der Gemeinde M. auf Rechtfertigung der von ihr 
über Anordnung des Mer Bezirksausſchuſſes ob den Realitäten ihres 
geweſenen Gemeindevorſtehers S. erwirkten Anmerkung des Pfandrechtes 
für die Forderung per 298 fl. 44 kr. und Zahlung dieſes Betrages 


e) Die gegen die Erbſchaftsſteuern erhobenen Einwände hat ſchon A. 
Wagner im 8 483 feiner „Allgemeinen Steuerlehre“ als nicht ſtichhältig 
zurückgewieſen. 

e) NB. ohne Rücksicht auf den Gebührennachlaß, welcher eintritt, falls 
die frühere Uebertragung der Realitäten innerhalb zehn Jahren ſich ereignet hat. 
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kein Grund zur Zurückbehaltung desſelben 


wies die erſte Inſtanz koſtenfällig ab aus nachſtehenden Grün den: Geklag⸗ 
ter hat in der von ihm als geweſenen Gemeindevorſteher über die Ver⸗ 
waltung des Gemeindevermögens gelegten Rechnung angegeben, in den 
Jahren 1872, 1873 und 1874 im Ganzen 533 fl. 20 kr. empfangen, 
dagegen 412 fl. 93 kr. verausgabt zu haben, ſchuldet mithin in die 
Gemeindecaſſe 60 fl. 49 kr. aus Eigenem. Ueberdies verlangt die 
klagende Gemeinde von dem Belangten die Zahlung eines durch ihn 
ohne Zuſtimmung des Gemeindeausſchuſſes und ohne Genehmigung der 
zuſtändigen Organe eigenmächtig verausgabten Betrages von 237 fl. 95 kr., 
welcher im Grunde eines Beſchluſſes der Bezirksvertretung in der 
Rubrik „Gemeindeausgaben“ zu ſtreichen war. Die Gemeinde leitet 
daher ihr Klagsbegehren aus der Unrichtigkeit der gelegten Rechnung 
ab, in welcher unter den Ausgaben mehrere dahin nicht gehörige 
Poſten vorgetragen ſind, und verlangt die Rückſtellung der zu Handen 
der Gemeinde eingehobenen, aber für dieſelbe nicht ausgelegten, daher 
ohne Rechtsgrund vom Geklagten zurückbehaltenen Beträge. Die Un- 
richtigkeit dieſer Rechnung läßt ſich aber nicht im Wege der heutigen 
Klage erweiſen, denn der Gemeinde lag zufolge $ 100 a. G. O. 
ob, die vom Geklagten als geweſenen Gemeindevorſtande gelegte Rechnung 
entweder zu genehmigen oder zu bemängeln, wonach erſt über die ein— 
zelnen Mängel im Klagswege gemäß § 103 (t. zu verhandeln und 
abgeſondert zu entſcheiden war. Dies iſt aber nicht geſchehen, ſondern 
es hat die Bezirksvertretung die gelegte Rechnung ſelbſt erledigt und 
befunden, die Klagsſumme fei unrichtig verrechnet und daher dem 
Beklagten zur Laſt zu ſchreiben. Da jedoch die Bezirksvertretung über 
die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze nicht abzuſprechen, ſondern im 
Grunde der SS 66 und 101 Gemeindeordnung nur das Gericht hierüber 
zu entſcheiden hat, mithin durch die Erledigung der erſteren eine vecht- 
liche Erſatzpflicht nicht begründet erſcheint, ſo war die Klage abzuweiſen. 

Ueber Appellation der klagenden Gemeinde hat jedoch das Ober— 
landesgericht mittelſt Decretes vom 21. November 1883, 3. 31.173, 
in Abänderung des Urtheiles erſter Inſtanz dem Klagebegehren ftatt- 
gegeben. — Gründe: Die vorliegende Klage iſt eine Klage auf 
Schadenerſatz im Grunde des $ 66 Gemeindeordnung und hat zur 
Bedingung, daß nicht nur die Summe der aus dem Gemeindevermögen 
verausgabten Beträge ziffermäßig ſichergeſtellt, ſondern auch die Uns 
rechtmäßigkeit der Verausgabung, beziehungsweiſe die Zurückbehaltung 
derſelben conſtatirt werde. Ueber das Vorhandenſein dieſer Bedingung 
entſcheidet nicht das Gericht, ſondern die autonomen Organe, denen 
die Gemeinden in beſtimmten Fällen untergeordnet ſind, und das 
Gericht hat blos die Entſcheidung des autonomen Organs zur Baſis 
anzunehmen, ſowie auch im Grunde derſelben über die Exiſtenz des 
Schadenerſatzanſpruches ſich auszuſprechen. Nun übt die Bezirksvertretung 
die Aufſicht über die Gebarung mit dem Gemeindevermögen aus und 
iſt daher auch berufen, darüber zu entſcheiden, ob und inwieweit etwa 
eine unbefugte Verringerung desſelben ſtattfand; ſobald alſo ein dies— 
fälliges Erkenntniß derſelben in Rechtskraft erwächſt, iſt es als ent⸗ 
ſcheidend und verbindlich anzuſehen und kann im Rechtswege nicht mehr 
angefochten werden. Laut der vom Geklagten im Sinne des 8 72 


Gemeindeordnung gelegten Rechnung wurde die Einnahme der Gemeinde 


mit dem Geſammtbetrage per 533 fl. 20 kr. und die Ausgabe mit 
jenem per 421 fl. 93 kr. angeſetzt, und hat derſelbe als geweſener 
Gemeindevorſtand die reſtirenden 60 fl. 49 kr. hinter ſich verwieſen; 
dieſen Betrag hat er mithin der Gemeinde einfach herauszugeben, weil 
beſteht. Belangend den 
weiteren Betrag per 237 fl. 95 kr., ſo iſt in Erwägung zu ziehen, 
daß der Bezirksausſchuß denſelben als aus dem Gemeindevermögen 
ohne Grund verausgabt erkannte und dem Geklagten der Rechtfertigung 
desſelben und den Ausweis der nachträglichen Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes zu dieſer grundloſen Verausgabung binnen acht Tagen ver- 
ordnete, anſonſt die verkürzte Gemeinde den Rückerſatz dieſes Betrages 
im Rechtswege zu verlangen bemüſſigt wäre. Dieſem Auftrage kam 
jedoch der Belangte nicht nach, weshalb der Bezirksausſchuß dem jetzigen 
Gemeindevorſtande die Einleitung der Sicherſtellung der Klagsſumme 
ob den Realitäten des Eriteren und die ſofortige Einklagung derſelben 
wider ihn auftrug. Es iſt alſo conſtatirt, daß der Belangte ohne Grund 
die Summe per 60 fl. 49 kr. zurückbehielt und vorſchriftswidrig den 
Betrag per 237 fl. 95 kr. in die Gemeindeausgaben einſtellte, 
weshalb der Klage ſtattzugeben war, zumal der Belangte nicht einmal 
behauptet, es ſei der Klagsanſpruch durch eine etwa nachgefolgte That⸗ 
ſache ganz oder theilweiſe erloſchen. 


Ueber Revifion des Belangten beſtätigte der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mittelſt Decretes vom 5. März 1884, Z. 1554, das Urtheil der 
zweiten Inſtanz aus deſſen obangeführten Gründen und in der Erwä⸗ 
gung, daß die Prüfung und Erledigung der Rechnungen über das 
Gemeindevermögen blos den Adminiſtrativbehörden und nicht dem 
Gerichte zuſteht, daher die Normen über Rechnungsproceſſe im Sinne 
des § 100 a. G. O. hier nicht platzgreifen, daß jedoch über⸗ 
dies im vorliegenden Falle die Rechnung nicht nur gelegt, ſondern auch 
die Mängel — allerdings durch die Bezirksvertretung im adminiſtra⸗ 
tiven Wege — erſtattet wurden, der Belangte jedoch ſowohl die ab⸗ 
geheiſchten Erläuterungen zu erftatten, als auch die Befugniß zur Veraus⸗ 
gabung der Mängelpoſten nachzuweiſen ſich weigerte, daher zum Erſatze 
verurtheilt werden mußte. R—. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. I. Semefter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 

I. Stück. Ausgeg. am 3. Februar. — 1. Geſetz vom 1. Jänner 1885, 
womit 8 15 des Geſetzes vom 23. Jänner 1870 zur Regelung der Rechtsver⸗ 
hältniſſe des Lehrſtandes an öffentlichen Volksſchulen abgeändert wird. -- 
2. Geſetz vom 4. Jänner 1885, womit einige Beſtimmungen des oberöſterreichiſchen 
Landesgeſetzes vom 21. Februar 1870 und des Landesgeſetzes vom 13. Jänner 
1873, betreffend die Schulaufficht, abgeändert werden. 

II. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 3. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich ob der Enns vom 29. Jänner 1885, 
3. 1240, IV, betreffend die Recrutenaushebung für das Jahr 1885. 

III. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. — 4. Erlaß des k. k. Statthalters 
von Oberöſterreich vom 18. Februar 1885, Z. 371 Praes., betreffend die Landes⸗ 
Voranſchläge für das Jahr 1885. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


I. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 29. December 1884, Z. 7923, mit welcher im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Landesausſchuſſe die Beſtimmungen, betreffend die Einhebung 
der Landesauflage auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſig⸗ 
keiten im Herzogthume Salzburg für das Jahr 1885 feſtgeſetzt werden. 

II. Stück. Ausgeg. am 10. Jänner. — 2. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
direction in Salzburg vom 4. Jänner 1885, Nr. 76, betreffend die Termine 
zur Einzahlung der directen Steuern für das Jahr 1885. 

III. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. 3. Geſetz vom 24. December 
1884, womit die Stadtgemeinde Salzburg zur Aufnahme eines Anlehens im 
Betrage von 120.000 fl. Oeſt. Währung ermächtigt wird. 

IV. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. — 4. Geſetz vom 9. Jänner 1885, 
womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Jänner 1870, L. G. Bl. 
Nr. 12, abgeändert werden. 

V. Stück. Ausgeg. am 7. Februar. — 5. Geſetz vom 29. Jänner 1885, 
womit der § 2, lit. £. der Landtags⸗Wahlordnung des Herzogthumes Salzburg 
abgeändert wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. Februar. — 6. Verordnung des k. k. ſalz⸗ 
burgiſchen Landesſchulrathes vom 20. December 1884, Z. 1684, betreffend die 
Maßregeln zur Hintanhaltung und Verhütung von anſteckenden Krankheiten. 

VII. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 7. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Salzburg vom 9. Februar 1885, Z. 970, betreffend die für das 
Jahr 1885 allerhöchſt genehmigten Gemeindeumlagen. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 20. Februar. — 8. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 16. Februar 1885, Z. 1131, betreffend die 
Durchführung der regelmäßigen Militärſtellung für das Jahr 1885. 

IX. Stück. Ausgeg. am 20. März. — 9. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 16. März 1885, 3. 1795, betreffend eine Abän⸗ 
derung der 88 8, 30, 36, 37 und 38 der Statuten der Mobilien⸗Abtheilung der 
Salzburger wechſelſeitigen Brandaſſecuranzanſtalt. 

X. Stück. Ausgeg. am 3. April. 10. Geſetz vom 10. März 1885, 
wirkſam für das Herzogthum Salzburg, betreffend die Verwendung von Privat⸗ 
hengſten zum Beſchälen. 

XI. Stück. Ausgeg. am 20. April. 11. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 14. April 1885, 8. 1780, betreffend den Reiſe⸗ 
und Geſchäftsplan für die alljährlich vorzunehmenden Controlsverſammlungen der 
Urlauber und Reſervemänner. 
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XII. Stück. Ausgeg. am 11. Mai. — 13. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 30. April 1885, 3. 2036, betreffend eine neue 
Vorſchrift für das Armenbadſpital in Wildbadgaſtein. 13. Verordnung der 
k. k. Landesregierung in Salzburg vom 28. April 1885, 3. 2109, betreffend 
die Abänderung der Verordnungen vom 29. April 1868, Z. 511, Landesgeſetz⸗ 
und Verordnungsblatt Nr. 9 und 10, durch welche die Beſorgung der Cur⸗ 
angelegenheiten in den Curorten Wildbadgaſtein nach Hofgaſtein geregelt wurde. 

XIII. Stück. Ausgeg, am 9. Juni. — 14. Geſetz vom 23. Mai 1885, 
betreffend die Abänderung des $ 1 des Geſetzes vom 20. December 1874 über 
die Schonzeit des Wildes, L. G. Bl. Nr. 5 ex 1875. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. — 15. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 8. Juni 1885, Nr. 3828, womit im Grunde der 
mit dem Erlaſſe des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 25. Mai 1885, Nr. 6023, 
im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern ertheilten Ermächtigung 
eine Durchführungsverordnung zum Landesgeſetze vom 10. März 1885, L. G. Bl. 
Nr. 10, betreffend die Verwendung von Privathengſten zum Beſchälen, erlaſſen 
wird. — 16. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 10. Juni 
1885, Z. 3773, betreffend den Anſchaffungspreis der neuen Arbeitsbücher für 
gewerbliche Hilfsarbeiter. 


Perſonualien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium 
Martin Pauchly anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Auguſt Freiherrn Czapka von Win— 
ſtetten zum Statthaftereirathe der niederöſterreichiſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Finanzrathe der galiziſchen Finanz⸗ 
Landesdirection Vincenz Korczak Ritter von Michalewski anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Ober⸗Berg⸗ 
rathes bekleideten Bergrath Vincenz Edlen von Poſch zum Ober Bergrathe 
und Vorſtande der Salinenverwaltung im Salzkammergute ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Innsbruck Franz Hatzl anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Havannah⸗Cigarren⸗ und Speciali⸗ 
täten⸗Magazines, zugleich General-Directions » Defonomates in Wien, kaiſer⸗ 
lichen Rathe Johann Menzler anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz 
des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Conſul in Port⸗Said Paul Ritter Reglia 
von Ohmmievic zum Generalconſul in Tanger ernannt und dem Conſul 
Alois Eonte Viscovich in Salonich den Titel und Charakter eines General 
conſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Vieeſecretärs 
bekleideten Hof⸗Concipiſten der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion Heinrich Ehren— 
berger das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Concepts⸗Aſpiranten Bela Grafen Bat- 
thyäny und Bertalan von Blaskovich zu unbeſoldeten Geſandtſchafts⸗Attaches 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Steuer⸗Oberinſpector in Brünn 
Adolph Pokorny das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Franz Petrovich 
unbeſoldeten Viceconſul in Bengazi ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthalterei⸗Secretär Guido Freiherrn von Siber zum Bezirkshauptmanne 
und den Bezirkscommiſſär Max Zelbacher zum Gtatthalterei-Secretär in 
Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Lothar Grafen Hohen- 
wart zum Bezirkshauptmanne in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
im Miniſterium des Innern in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſäre Rudolph 
Grafen Pace, Heinrich Graſen Baillet von Latour und Ferdinand Marquis 
Gozani, den Polizeicommiſſär Thomas Hawelka und den Bezirkscommiſſär 
Hermann von Campe zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des Innern 
ernannt. 


zum 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in 
Niederöſterreich, bis 18. December. (Amtsbl. Nr. 284.) 

Kanzlei⸗Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe bei deu Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis 6. Jänner 
1886. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Magiſtratsrathsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſi⸗ 
denzſtadt Wien mit 2400 fl. Gehalt und 30% Quartiergeld, bis Ende 
December. (Amtsbl. Nr. 286.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
| Bogen 36 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


